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Die Disziplinarkommission beim Bundesministerium für Inneres hat zu Recht erkannt: 

Gruppeninspektor NN gemäß § 126 Abs. 2  BDG schuldig:  

Er hat  sich in der Zeit vom 02. November 2017, ab ca. 22:30 Uhr bis 03. November 2017, ca. 

01:00 Uhr, im Nachtclub NN in NN aufgehalten, sich als Polizist zu erkennen gegeben und  

1. die anwesende Kellnerin NN als Hure bzw. Schlampe, die er gleich an der Theke ficken 

werde sowie eine weitere Prostituierte als Hure beschimpft, 

2. NN durch das Werfen von zwei Flaschen gegen ihren Kopfbereich vorsätzlich zu verletzen 

versucht und 

3. NN durch Erfassen am Hals und Versetzen eines Stoßes, wodurch sie über einen 

Barhocker fiel, vorsätzlich am Körper verletzt.  

 

Der Beamte hat seine Dienstpflichten nach  43 Abs. 2 BDG, nämlich in seinem gesamten 

Verhalten darauf Bedacht zu nehmen, dass das Vertrauen der Allgemeinheit in die sachliche 

Wahrnehmung seines Amtes erhalten bleibt, gemäß § 91 BDG schuldhaft verletzt.  

 

Gemäß § 92 Abs. 1 Ziffer 3 BDG wird die Disziplinarstrafe der Geldstrafe in der Höhe von € 

3.000,- (dreitausend) verhängt. Gemäß § 127 Abs.2 BDG wird die Abstattung der Geldstrafe 

in 30 Monatsraten bewilligt. Dem Beschuldigten werden gemäß § 117 Abs. 2 BDG keine 

Verfahrenskosten vorgeschrieben. Die eigenen Kosten hat er selbst zu tragen. 

 

BEGRÜNDUNG 

Gruppeninspektor NN ist Polizeibeamter der NN und der Polizeiinspektion NN als 

Mitarbeiter (eingeteilter Beamter) zugewiesen. Der Beamte ist wegen eines laufenden 

Ruhestandsverfahren wegen Erkrankung seit 25. Februar 2017 im Krankenstand und 

gerechtfertigt vom Dienst abwesend.  

 



Strafgerichtliches Verfahren: 

Die Staatsanwaltschaft NN hat das Strafverfahren wegen §§ 15,  83 Abs. 1 StGB am 23. 

Jänner 2018, Zahl NN, diversionell – mit Geldbuße in der Höhe von  € 1.300,-- abgeschlossen. 

Ihm wurde aufgetragen € 50,-- an das Opfer zu bezahlen. 

 

Dienstpflichtverletzungen  

Der Vorwurf von Dienstpflichtverletzungen ergibt sich aus der Disziplinaranzeige der NN, NN 

vom 01. März 2018 einschließlich Beilagen, sowie den Akten des Strafverfahrens. Daraus ist 

folgender Sachverhalt zu entnehmen:  

 

Sachverhalt: 

Der Disziplinarbeschuldigte besuchte – nachdem er zuvor in einem Lokal mehrere Bier 

konsumiert hatte - am 02. November 2017, um ca. 22:30 Uhr außer Dienst, aber im 

Krankenstand, den Nachtclub NN in NN. Er beschimpfte die anwesende Kellnerin NN als 

„Schlampe, Hure und Ausländerin, die er gleich an der Theke ficken werde“. Danach 

beschimpfte er die Prostituierte NN, kam schließlich zu NN zurück und forderte sie auf, ein 

Taxi zu bestellen. Danach beschimpfte er sie wieder als „Schlampe“, griff zu seiner halbleer 

getrunkenen Bierflasche und schleuderte sie in Richtung von NN, verfehlte diese jedoch. 

Kurz danach erfasste er eine volle Bierflasche eines anderen Gastes und schleuderte eine 

weitere Flasche auf NN, die er aber wiederum verfehlte. Nachdem er bemerkt hatte, dass 

die Kellnerin die Polizei verständigt hatte, ging er zunächst in Richtung Ausgang und stieß mit 

seiner Hand gegen den Hals der Prostituierten NN, die dadurch rückwärts vom Barhocker zu 

Boden fiel. Danach verließ er das Lokal und wurde – nachdem er ca. eine Stunde später 

zurückgekommen war – von der verständigten Polizei mitgenommen.  

Am 11. November 2017, um 17:55 Uhr, schrieb er an die Geschäftsführerin des Bordells NN 

zwei SMS, in denen er sich für sein Verhalten entschuldigte. 

 

 



Verletzungen 

NN erlitt durch die Tätlichkeiten diverse Prellungen. 

Mit Einleitungsbeschluss der Disziplinarkommission, GZ NN, wurde die mündliche 

Verhandlung anberaumt und am 25. Juli 2018 durchgeführt. 

Angaben des Disziplinarbeschuldigten (DB) 

Der DB bekannte sich schuldig und gab an, dass er einsehe Dienstpflichten verletzt zu haben. 

Er habe von sich aus eine Entziehungskur absolviert, besuche eine Selbsthilfegruppe und 

sehe sich nunmehr auch wieder in der Lage Dienst zu verrichten. Er möchte unbedingt 

wieder Dienst machen und sei bereit jede Dienststelle zu akzeptieren.  

Die Disziplinarkommission hat dazu erwogen: 

Auf dieses Verfahren ist die Geschäftsordnung der Disziplinarkommission für das Jahr 2018 

anzuwenden.  

 

§ 43 (2) BDG Der Beamte hat in seinem gesamten Verhalten darauf Bedacht zu nehmen, dass das 

Vertrauen der Allgemeinheit in die sachliche Wahrnehmung seiner dienstlichen Aufgaben erhalten 

bleibt.  

 

Zur Schuldfrage:  

Das Beweisverfahren hat zweifelsfrei ergeben, dass der DB seine Dienstpflichten schuldhaft 

verletzt hat. Gemäß § 95 Abs. 2 BDG ist die Disziplinarkommission nur an die einem 

rechtskräftigen Urteil zugrunde gelegte Tatsachenfeststellung gebunden. In allen anderen 

Fällen – also auch bei einer diversionellen Erledigung – hat sie den Sachverhalt auch 

strafrechtlich zu beurteilen. Im Einzelnen hat der erkennende Senat den Sachverhalt wie 

folgt gewürdigt:  

 

Strafrechtliche Würdigung 

Das Verhalten des Disziplinarbeschuldigten im Bordell „NN“ erfüllt den Tatbestand der 

Körperverletzung nach § 83 Abs. 1 StGB bzw. der versuchten Körperverletzung nach §§ 15, 



83 Abs. 1 StGB (im Hinblick auf das Schleudern der Bierflaschen gegen NN).Die Beschimpfungen 

der Prostituierten sind geeignet, den Tatbestand des § 115 StGB zu begründen, weil sie nach 

der Beweislage öffentlich und vor mehreren Personen stattgefunden haben. Dabei handelt 

es sich gemäß § 117 StGB um ein Privatanklagedelikt; ob eine solche Privatanklage erhoben 

wurde, ist der DK nicht bekannt und für das Durchführung des Disziplinarverfahrens aber 

auch nicht relevant.  

 

Dienstpflichtverletzung nach § 43 Abs. 2 BDG 

Gemäß § 43 Abs. 2 BDG ist der Beamte verpflichtet in seinem gesamten Verhalten darauf 

Bedacht zu nehmen, dass das Vertrauen der Allgemeinheit, aber auch des Dienstgebers in 

die sachliche Wahrnehmung seiner dienstlichen Aufgaben erhalten bleibt. Diese Pflicht 

verletzt der Beamte immer dann, wenn er durch ein inner- oder außerdienstliches Verhalten 

bei Dritten Bedenken dagegen auslöst, dass er bei der Vollziehung immer rechtmäßig 

vorgehen werde und damit seine Glaubwürdigkeit einbüßt. Das von dieser Bestimmung 

geschützte Rechtsgut liegt nach Auffassung des VwGH in der allgemeinen Wertschätzung, 

die das Beamtentum in der Öffentlichkeit genießt, damit in der Funktionsfähigkeit des 

öffentlichen Dienstes und des dafür erforderlichen Ansehens der Beamtenschaft (VwGH 

24.11.1997, 95/09/0348; 15.12.1999, 98/09/0212; 18.4.2002, 2000/09/0176); insofern stellt § 43 

Abs. 2 BDG auch eine für alle Beamten gemeinsame Verhaltensrichtlinie dar (VwGH 28.7.2000, 

97/09/0324; 16.10.2001, 2000/09/0012) und wird von keinem anderen Tatbestand des 

Dienstrechts abgedeckt. Wie der Verwaltungsgerichtshof zu § 43 Abs. 2 BDG 1979 bereits 

wiederholt ausgesprochen hat, lassen die Worte 'in seinem gesamten Verhalten' den Schluss 

zu, dass hierdurch nicht nur das Verhalten im Dienst gemeint ist, sondern auch 

außerdienstliches Verhalten, wenn Rückwirkungen auf den Dienst entstehen (vgl. z.B. die 

Erkenntnisse vom 29.6.1989, Zl. 86/09/0164, sowie vom 31.5.1990, Zl. 86/09/0200 = Slg. N.F. Nr. 

13.213/A). Dieser sogenannte Dienstbezug ist dann gegeben, wenn das Verhalten des 

Beamten bei objektiver Betrachtung geeignet ist Bedenken auszulösen, er werde seine 

dienstlichen Aufgaben - das sind jene konkreten ihm zur Besorgung übertragenen Aufgaben 

(besonderer Funktionsbezug), aber auch jene Aufgaben, die jedem Beamten zukommen - nicht 

in sachlicher (rechtmäßig und korrekt sowie unparteiisch und in uneigennütziger) Weise erfüllen 

(vgl. dazu z.B. Schwabel/Chilf, Disziplinarrecht der Bundesbeamten, Landeslehrer und Soldaten, 



zweite Auflage, Fußnote 17 zu § 43 BDG, Seite 7 f). Dabei ist von einer typischen 

Durchschnittsbetrachtung auszugehen.  

Wie der Verwaltungsgerichtshof schon mehrfach entschieden hat, ist eine Verletzung der 

Pflicht zur Vertrauenswahrung immer dann anzunehmen, wenn der Beamte ein Rechtsgut 

verletzt, mit dessen Schutz er im Rahmen seiner dienstlichen Aufgaben betraut ist (zB: VwGH 

24.2.1995, 93/09/0418; 15.12.1999, 98/09/0212), oder ein Verhalten setzt, welches geeignet ist, 

das Ansehen der Polizei zu schädigen. Wie schon oben ausgeführt, hat der 

Disziplinarbeschuldigte eine Straftat nach dem StGB (§ 83 StGB) zu verantworten. Er ist damit 

überführt, ein Fehlverhalten im Kernbereich seiner dienstlichen Aufgaben realisiert zu 

haben, weil die Vollziehung der Strafgesetze grundsätzlich von jedem Polizeibeamten zu 

besorgen und gerade der Schutz des Lebens bzw. der körperlichen Unversehrtheit (1. und 3. 

Abschnitt des StGB) zu den wichtigsten dienstlichen Tätigkeiten eines Polizisten gehört. 

Gerade von einem Polizeibeamten muss auch im Hinblick auf sein Freizeitverhalten ein 

korrektes Verhalten erwartet werden. Im konkreten Fall ging der wiederholte tätliche, 

aggressive Angriff gegen zwei Prostituierte, ohne jegliche vorangegangene Provokation, vom 

DB aus. Ein Polizeibeamter, der ohne jeglichen Anlass mit Gewalt gegen Personen vorgeht, 

setzt sich dem Verdacht aus, eine sehr geringe Reiz- und Hemmschwelle zu haben, was sich 

wiederum negativ auf das Vertrauen der Allgemeinheit in eine rechtlich korrekte Ausübung 

seiner dienstlichen Aufgaben, auswirkt. Die Tathandlung des DB ist geeignet, das Ansehen 

des Amtes und das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Professionalität und 

Rechtsverbundenheit der Polizei zu beeinträchtigen. 

Auch die dem Beamten vorgeworfenen Beschimpfungen (Beleidigungen) der anwesenden 

Prostituierten sind tatbestandsmäßig im Sinne des § 43 Abs. 2 BDG. Wie der 

Verwaltungsgerichtshof bereits wiederholt entschieden hat, stellen außerdienstliche 

Beschimpfungen oder Drohungen eine Dienstpflichtverletzung dar (VwGH 19.11.2001, 

98/09/0316). Im konkreten Fall hat der Disziplinarbeschuldigte die Kontrolle über sich 

verloren und das im Bordell anwesende Personal als Huren, Schlampen usw. beschimpft, 

welche er gleich an der Theke ficken werde. Ein derartiges Verhalten ist für einen 

Polizeibeamten – auch wenn es in der Freizeit war - nicht tolerierbar und ebenfalls geeignet 

das Vertrauen in die sachliche Wahrnehmung seines Amtes wesentlich zu beeinträchtigen. 

Hinzu kommt, dass er sich als Polizist zu erkennen gab. 



Strafbemessung - § 93 BDG 

Gemäß § 93 Abs. 1 BDG 1979 ist das Maß für die Höhe der Strafe die Schwere der 

Dienstpflichtverletzung; dabei ist jedoch darauf Bedacht zu nehmen, inwieweit die 

beabsichtigte Strafhöhe erforderlich ist, um den Disziplinarbeschuldigten von der Begehung 

weiterer Dienstpflichtverletzungen abzuhalten. Zu berücksichtigen sind aber auch die 

bisherigen dienstlichen Leistungen, sowie sein Verhalten im  Dienststand und die Qualität 

der bisherigen Dienstleistung. Der erkennende Senat hat sich nach der Judikatur des VwGH 

jedenfalls ein umfassendes Bild des Disziplinarbeschuldigten zu machen und dann eine 

Prognose zu stellen, inwieweit und in welchem Ausmaße eine Bestrafung notwendig ist. Für 

die Schwere der Dienstpflichtverletzung ist nicht nur maßgebend, in welchem objektiven 

Ausmaß gegen Dienstpflichten verstoßen oder der Dienstbetrieb beeinträchtigt wurde, 

sondern es muss die Bestrafung grundsätzlich in einem angemessenen Verhältnis zum 

Unrechtsgehalt der Verfehlung stehen und sie muss spezial- und generalpräventiv 

erforderlich sein. Innerhalb des Schuldrahmens darf keine strengere Strafe verhängt werden, 

als sie aus Gründen der Spezialprävention notwendig erscheint (vgl. Kucsko-Stadlmayer, Das 

Disziplinarrecht der Beamten
3
, 78 ff und ihr folgend das Erkenntnis des verstärkten Senates des VwGH vom 

14.11.2007, 2005/09/0115).  

  

Milderungsgründe:  

 reumütiges Geständnis 

 positive Zukunftsprognose 

 straf- und disziplinarrechtliche Unbescholtenheit (außer Belehrung) 

 

Insgesamt liegt eine bereits schwerere Verletzung von Dienstpflichten vor, weshalb der 

erkennende Senat die Verhängung einer Geldstrafe sowohl in spezial- als auch in 

generalpräventiver Hinsicht als notwendig erachtete. Durch die gewählte Sanktion ist der 

Unrechtsgehalt seiner Tat ausreichend gesühnt und bedarf es weder spezial- noch 

generalpräventiv einer noch höheren Strafe. Der Senat hatte den Eindruck, dass dem 

Beamten nunmehr bewusst geworden ist, dass sich Polizeibeamte auch in der Freizeit 

vorbildlich zu verhalten haben. Insofern wurde von einer positiven Zukunftsprognose 



ausgegangen. Aufgrund der wirtschaftlichen Situation des Beamten war die Abstattung der 

Geldstrafe in 30 Monatsraten antragsgemäß zu gestatten.  

 


